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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


N 


Inhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Reuß jüngerer Linie zur Regelung der Lotterieverhältniſſe, 
S. 1290. — Staatsvertrag zwiſchen Preußen und den bei der Heſſiſch-Thüringiſchen Staats, 
lotterie beteiligten Staaten zur Regelung der Lotterieverhältniffe, S. 134. — Staatsvertrag 
zwiſchen Preußen und Oldenburg zur Regelung der Lotterieverhältniſſe, S. 145. — Bekannt, 
machung, betreffend die Ratifikation der zwiſchen Preußen und Reuß jüngerer Linie am 30. Mai 1905, 
zwiſchen Preußen und den an der Heſſiſch-Thüringiſchen Staatslotterie beteiligten Staaten (nämlich 
Heſſen, Sachſen-Weimar⸗Eiſenach, Sachſen-Meiningen, Sachſen-Altenburg, Sachſen-Coburg-Gotha, 
Anhalt, Schwarzburg⸗Sondershauſen, Schwarzburg-Rudolſtadt, Reuß älterer Linie, Schaumburg 
Lippe und Lippe) am 17. Juni 1905 und zwiſchen Preußen und Oldenburg am 9. Dezember 1905 
zur Regelung der Lotterieverhältniſſe abgeſchloſſenen Staatsverträge und der dazu gehörigen Schluß. 
protokolle ſowie die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden zu den Verträgen vom 30. Mai und 

9. Dezember 1905 und die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden zum Vertrage vom 17. Juni 1905, 


S. 153. 


(Nr. 10703.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Reuß jüngerer Linie zur Regelung der 
Lotterieverhältniſſe. Vom 30. Mai 1905. 


N. Seine Majeſtät der König von Preußen und Seine Durchlaucht der 
Erbprinz Reuß jüngerer Linie im Namen Seiner Durchlaucht des regierenden 
Fürſten übereingekommen ſind, einen Vertrag zum Zwecke der Regelung der 
Lotterieverhältniſſe zu ſchließen, haben die zu dieſem Behuf ernannten Delegierten, 
nämlich für Seine Majeſtät den König von Preußen Allerhöchſtdero Geheime 
Oberfinanzrat Dr. jur. Georg Strutz und Allerhöchſtdero Legationsrat Georg 
Plehn, für Seine Durchlaucht den Fürſten Reuß jüngerer Linie Höchſtdero 
Staatsminiſter Franz von Hinüber, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ge— 
nehmigung nachſtehenden Staatsvertrag abgeſchloſſen. 


Artikel 1. 

Die Fürſtlich Reuß-Plauiſche Regierung jüngerer Linie räumt der Königlich 
Preußiſchen Regierung für die Dauer dieſes Vertrags das ausſchließliche Recht 
ein, innerhalb des Gebiets des Fürſtentums Reuß jüngerer Linie Loſe der Königlich 
Preußiſchen Klaffenlotterie zu vertreiben, überhaupt nach freiem Ermeſſen alle An- 
ordnungen, welche die Königlich Preußiſche Regierung zum Betriebe dieſer Lotterie 
für erforderlich erachtet, in gleicher Weiſe wie innerhalb des preußiſchen Staats⸗ 
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an, 


gebiets zu treffen, insbeſondere auch Königlich Preußiſche Lotterieeinnehmer an- 
zuftellen und die Geſchäfte durch dieſe betreiben zu laſſen. 


Artikel 2. 

Die Fürſtlich Reuß⸗Plauiſche Regierung jüngerer Linie verpflichtet ſich, 
während der Dauer dieſes Vertrags für Rechnung ihrer Staatskaſſe weder eine 
eigene Lotterie einzurichten, noch an einer ſolchen ſich zu beteiligen. Den Vertrieb 
von Loſen oder Losabſchnitten anderer Geldlotterien oder ſolcher Lotterien, bei 
denen ſich die Veranſtalter verpflichten, an Stelle der Sachgewinne einen Geld- 
betrag zu gewähren, mögen ſolche Lotterien von einem deutſchen oder außer⸗ 
deutſchen Staate, einem Kommunalverband oder einer anderen Korporation, Ver⸗ 
einigung oder Perſon veranftaltet werden, wird fie innerhalb ihres Staatsgebiets 
nur im Einverſtändniſſe mit der Königlich Preußiſchen Regierung geſtatten. 
Ausgenommen von dieſer Beſchränkung ſind Lotterien für Zwecke der Kranken⸗ 
pflege und für Zwecke der Wiederherſtellung hiſtoriſcher Baudenkmäler innerhalb 
des Fürſtentums Reuß jüngerer Linie, ſofern deren Spielkapitalien insgeſamt 
25 000 Mark — Fünfundzwanzigtauſend Mark — innerhalb eines Jahres nicht 
überſteigen. 

Lotterien der in Abf. 1 bezeichneten Art, welche für das preußiſche Staats⸗ 
gebiet oder einen Teil desſelben von der Königlich Preußiſchen Regierung zuge⸗ 
laſſen find, wird die Fürſtlich Reuß-Plauiſche Regierung jüngerer Linie auf 
Wunſch der Königlich Preußiſchen in gleicher Weiſe auch innerhalb ihres Gebiets 
zulaſſen. 

* Artikel 3. 

Die Fürſtlich Reuß⸗Plauiſche Regierung jüngerer Linie wird gegen das 
Spielen in von ihr nicht zugelaſſenen Lotterien und gegen den Vertrieb von 
Loſen und Losabſchnitten ſolcher Lotterien geſetzliche Strafbeſtimmungen, welche 
mit denen des preußiſchen Geſetzes vom 29. Auguſt 1904 (Preußiſche Geſetz-Samml. 
S. 255) im weſentlichen übereinſtimmen, mit Geltung ſpäteſtens vom 1. Ja⸗ 
nuar 1907 an erlaſſen und dieſe Strafbeſtimmungen während der Dauer dieſes 
Vertrags ohne Zuſtimmung der Königlich Preußiſchen Regierung weder aufheben 
noch abändern. 

Artikel 4. 


Wegen des Betriebs der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie und wegen 
des hieraus fließenden Einkommens bleibt der Preußiſche Staat im Gebiete des 
Fürſtentums Reuß jüngerer Linie von allen Steuern und Abgaben, für weſſen 
Rechnung ſolche auch immer erhoben werden, völlig frei. 

Auch darf den Einnehmern der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie wegen 
des Vertriebs von Loſen keinerlei beſondere Steuer oder Abgabe von der Fürſt⸗ 
lich Reuß⸗Plauiſchen Regierung jüngerer Linie oder einem Kommunal- oder 
ſonſtigen Verband auferlegt werden. 
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Artikel 5. 

Die Fürſtlich Reuß⸗Plauiſche Regierung jüngerer Linie wird der Königlich 
Preußiſchen General⸗Lotterie⸗Direktion und dem Vorgeſetzten derſelben bei der 
Auswahl geeigneter Perſönlichkeiten für die Stellen der Königlich Preußiſchen 
Lotterieeinnehmer nach Möglichkeit behilflich fein und die ihr unterſtellten Be⸗ 
hörden und Beamten anhalten, allen geſetzlich begründeten Erſuchen der Königlich 
Preußiſchen General⸗Lotterie-Direktion, ihres Vorgeſetzten und ihrer Organe un- 
geſäumt zu entſprechen. 

Die Königlich Preußiſche General-Lotterie-Direktion wird bei der An 
nahme von Lotterieeinnehmern innerhalb des Gebiets des Fürſtentums Reuß 
jüngerer Linie tunlichſt die dort beſtellten Kollekteure der Königlich Sächſiſchen 
Landeslotterie berückſichtigen und regelmäßig vor der Annahme eines Lotterie⸗ 
einnehmers innerhalb dieſes Staatsgebiets das Gutachten der ihr von der Fürſtlich 
Reuß⸗Plauiſchen Regierung jüngerer Linie zu bezeichnenden Behörde einholen, 
letzterer auch von jeder Annahme oder Entlaffung eines ſolchen Einnehmers 
Kenntnis geben. 


Artikel 6. 


Als Gegenleiſtung gegen die nach Artikel 1 bis 4 von der Fürſtlich 
Reuß⸗Plauiſchen Regierung jüngerer Linie übernommenen Verpflichtungen zahlt 
die Königlich Preußiſche Regierung an die Staatskaſſe des Fürſtentums Reuß 
jüngerer Linie eine jährliche Rente von 65 000 Mark, in Worten „Fünfundſechzig⸗ 
tauſend Mark“ in zwei gleichen am 2. Januar und 1. Juli jedes Jahres fälligen 
Raten, die erſte Rate am 2. Januar 1907. 


Artikel 7. 

In welchem Umfange die Königlich Preußiſche Regierung mit Rückſicht 
auf die Beſtimmungen dieſes Vertrags oder aus ſonſtigen Gründen die Loſe der 
Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie vermehren und welche Loſezahl fie den inner⸗ 
halb des Fürſtentums Reuß jüngerer Linie anzunehmenden Lotterieeinnehmern 
zum Vertriebe zuweiſen will, bleibt ihr ebenſo wie jede andere, die Einrichtung, 
die Verwaltung und den Betrieb der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie be 
treffende Anordnung ausſchließlich überlaſſen. 


Artikel 8. 


Der gegenwärtige Vertrag wird vorbehaltlich der Beſtimmung im Artikel 9 
auf die Zeitdauer vom 1. Januar 1907 bis zum 30. Juni 1915 abgeſchloſſen, 
ſo daß die letzte Rentenzahlung am 2. Januar 1915 zu erfolgen hat. Der 
Vertrag gilt indes jedesmal für einen Zeitraum von 5 Jahren als verlängert, 
ſofern er nicht mindeſtens ein Jahr vor Ablauf ſeiner Geltungsdauer von einem 


der hohen vertragſchließenden Teile gekündigt wird. 
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Artikel 9. 


Die Königlich Preußische Regierung ift berechtigt, Loſe für die erſte im, 


Kalenderjahr 1907 abzuſpielende Königlich Preußiſche Klaſſenlotterie im Gebiete 
des Fürſtentums Reuß jüngerer Linie ſchon vom 1. Dezember 1906 ab zu 
vertreiben und die hierzu nötigen Anordnungen nach Maßgabe dieſes Vertrags 
ſchon vor deſſen Inkrafttreten zu treffen. 

Andererſeits iſt, falls dieſer Vertrag von einer Seite gekündigt und nicht 
durch einen anderen Vertrag erſetzt werden ſollte, die Fürſtlich Reuß-Plauiſche 
Regierung jüngerer Linie befugt, ſofern ſie alsdann nach der Endſchaft des 
Vertragsverhältniſſes mit der Königlich Preußiſchen Regierung eine eigene Staats— 
lotterie einzurichten oder eine andere Lotterie zuzulaſſen gewillt ſein ſollte, die 
hierzu nötigen Veranſtaltungen einſchließlich des Loſevertriebs ſchon von dem 
dem Vertragsablaufe vorangehenden 1. Dezember ab zu treffen beziehungsweiſe 
zu geſtatten. 

Artikel 10. 

Dieſer Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung vor— 
gelegt werden, der Austauſch der Ratifikationsurkunden foll ſobald wie möglich 
in Berlin bewirkt werden. 


Deſſen zu Urkund haben die beiderſeitigen Delegierten den gegenwärtigen 
Vertrag unterzeichnet und ihre Siegel beigedruͤckt. 


So geſchehen zu Berlin, den 30. Mai 1905. 


Siegel) Georg Strutz. (Siegel) Franz v. Hinüber. 
Siegel) Georg Plehn. 


Schlußprotokoll 


zum 


Staatsvertrage vom 30. Mai 1905. 


Die unterzeichneten Delegierten waren heute zuſammengetreten, um zum Abſchluß 
und zur Vollziehung des wegen Regelung der Lotterieverhältniſſe zwiſchen dem 
Königreiche Preußen und dem Fürſtentume Reuß jüngerer Linie vereinbarten 
Staatsvertrags zu ſchreiten. 


—— 


3. = 


Hierbei find in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende, mit den 
Vereinbarungen des Vertrags ſelbſt gleich verbindliche Erklärungen aufgenommen 


worden: 


. 


m 
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Alle Beſtimmungen des Vertrags gelten nicht nur für die derzeitige 
Königlich Preußiſche Klaſſenlotterie, ſondern auch für alle während der 
Dauer des Vertrags von der Königlich Preußiſchen Regierung etwa 
für Rechnung ihrer Staatskaſſe noch veranſtalteten Geldlotterien. 


. Die Königlich Preußiſche Regierung wird für die Dauer des Vertrags 


den Betrieb der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie in eigener Ver⸗ 
waltung führen, alſo eine entgeltliche oder unentgeltliche Überlaſſung 
derſelben an Dritte nur im Einverſtändniſſe mit der Fürſtlich Reuß— 
Plauiſchen Regierung jüngerer Linie eintreten laſſen. 


Die Königlich Preußiſche Regierung ſchließt den Vertrag nur unter 


Vorausſetzung der Zuſtimmung des Landtags der Königlich Preußiſchen 
Monarchie und die Fürſtlich Reuß-Plauiſche Regierung jüngerer Linie 
nur unter Vorausſetzung derjenigen des Landtags des Fürſtentums 
Reuß jüngerer Linie ab. 


. Zu Artikel 2: Die hohen vertragſchließenden Teile befinden ſich darüber 


im Einverſtändniſſe, daß die bei Abſchluß des Vertrags für das Gebiet 
des Fürſtentums Reuß jüngerer Linie bereits zugelaſſenen Privatgeld- 
lotterien von der Beſtimmung im erſten Abſatze des Artikels 2 des 
Vertrags nicht berührt werden, alſo in der bisherigen Weiſe zugelaſſen 
bleiben. Die Fürſtlich Reuß-Plauiſche Regierung jüngerer Linie wird 
jedoch nach dem Abſchluſſe dieſes Vertrags derartige Lotterien, welche 
nicht bereits vor dem 1. Januar 1907 völlig abgeſpielt ſein müſſen, 
nur mit Zuſtimmung der Königlich Preußiſchen Regierung zulaſſen. 


Zu Artikel 3: Die Königlich Preußiſche Regierung behält ſich bis 


zum Inkrafttreten des Vertrags die Entſchließung darüber vor, ob ſie die 
von der Fürſtlich Reuß-Plauiſchen Regierung jüngerer Linie zu erlaſſende 
Lotterieſtrafgeſetzgebung als den Beſtimmungen des Artikels 3 entſprechend 
glaubt anſehen zu können. 


Zu Artikel 1 und 5: Hat die Fürſtlich Reuß-Plauiſche Regierung 


jüngerer Linie Bedenken gegen die Ernennung einer von der Königlich 
Preußiſchen Regierung als Einnehmer in Ausſicht genommenen Perſön⸗ 
lichkeit, ſo wird die Königlich Preußiſche Regierung ſolchen Bedenken 
tunlichſt Rechnung tragen. 


Zu Artikel 4: Die hohen vertragſchließenden Teile befinden ſich darüber 


im Einverſtändniſſe, daß unter „beſonderen Steuern und Abgaben“ 
im Sinne des zweiten Abſatzes nur ſolche Steuern und Abgaben zu 
verſtehen ſind, welche darauf abzielen, das Einkommen der Lotterie⸗ 
einnehmer, welches ſie als ſolche beziehen, in weitergehendem Maße 
ſteuerlich zu belaſten, als es nach den allgemein geltenden Steuergeſetzen 
belaſtet werden würde. 
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Die mit dem vereinbarten Entwurf übereinſtimmend befundenen zwei Aus⸗ 
fertigungen des Vertrags ſind hierauf von den beiderſeitigen Delegierten unter⸗ 
zeichnet und unterſiegelt worden, und es haben die Königlich Preußiſchen Dele⸗ 
gierten und der Fürſtlich Reußiſche Delegierte je eine Ausfertigung des Vertrags 
und des Schlußprotokolls entgegengenommen. 


So geſchehen zu Berlin, den 30. Mai 1905. 


Georg Strutz. Franz v. Hinüber. 
Georg Plehn. 


— — — — — Ä — 


(Nr. 10704.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und den bei der Heſſiſch⸗Thüringiſchen Staats- 
Iotterie beteiligten Staaten zur Regelung der Lotterieverhältniſſe. Vom 
17. Juni 1905. 


Nachdem Seine Majeſtät der König von Preußen und die Landesherren der 
an der Heſſiſch⸗Thüringiſchen Staatslotterie beteiligten Staaten, nämlich Seine 
Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein, Seine König. 
liche Hoheit der Großherzog von Sachſen, Seine Hoheit der Herzog von 
Sachſen⸗Meiningen, Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Altenburg, 
im Namen Seiner Königlichen Hoheit des Herzogs von Sachſen⸗Coburg 
und Gotha Seine Durchlaucht der Erbprinz Ernſt zu Hohenlohe⸗Langenburg, 
Regierungsverweſer in den Herzogtümern Sachſen-Coburg und Gotha, 
Seine Hoheit der Herzog von Anhalt, Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarz⸗ 
burg - Sondershauſen, Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarzburg 
Rudolſtadt, im Namen Seiner Durchlaucht des Fürſten Reuß älterer 
Linie Seine Durchlaucht der Fürſt Reuß jüngerer Linie, Regent des 
Fürſtentums Reuß älterer Linie, Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schaumburg— 
Lippe und Seine Erlaucht der Regent des Fürſtentums Lippe, Graf Leopold 
ur Lippe⸗Bieſterfeld, übereingekommen ſind, einen Vertrag zur Regelung der 
Lottereverhältniſe zu ſchließen, haben die zu dieſem Zwecke beſtellten Kommiſſare, 
nämlich 
für Preußen: 

der Geheime Oberfinanzrat Dr. Georg Strutz, 

der Geheime Oberfinanzrat Carl Halle und 

der Legationsrat Georg Plehn, 


für Heſſen: N 
der Miniſterialrat Ludwig Ewald und 
der Geheime Oberfinanzrat Dr. Ferdinand Rohde, 


ee ee 


für Sachſen-Weimar-Eiſenach: 

der Geheime Staatsrat Dr. Johannes Hunnius, 
für Sachſen-Meiningen: 5 

der Staatsminiſter Freiherr Rudolf von Ziller, 
für Sachſen-Altenburg: 

der Geheime Staatsrat Dr. Kurt Stöhr, 
für Sachſen-Coburg und Gotha: 

der Staatsrat Theodor Hierling, 


für Anhalt: 
der Geheime Oberregierungsrat Ernſt Laue, 


für Schwarzburg-Sondershauſen: 
der Staatsrat Theodor Bauer, 


für Schwarzburg-Rudolſtadt: 
der Geheime Staatsrat Dr. Otto Körbitz, 
für Reuß älterer Linie: 
der Geheime Regierungsrat Alfred Cammann, 


für Schaumburg-Lippe: 
der Staatsrat Gotthard von Campe, 
für Lippe: 
der Geheime Regierungsrat Eduard Puſtkuchen, 


unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung nachſtehenden Staats⸗ 
vertrag abgeſchloſſen: 


Artikel 1. 


Heſſiſch⸗Thüringiſche Staaten im Sinne dieſes Staatsvertrags ſind die bei 
der Heſſiſch⸗Thüringiſchen Staatslotterie beteiligten Staaten, nämlich die Groß⸗ 
herzogtümer Heſſen und Sachſen, die Herzogtümer Sachſen⸗Meiningen, Sachſen— 
Altenburg, Sachſen⸗Coburg und Gotha und Anhalt ſowie die Fürſtentümer Schwarz 
burg⸗Sondershauſen, Schwarzburg-Rudolſtadt, Reuß älterer Linie, Schaumburg⸗ 
Lippe und Lippe. 0 

Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung vertritt die Heſſiſch⸗Thüringiſchen 
Staaten der Königlich Preußiſchen Regierung gegenüber in allen die Auslegung 
und Ausführung dieſes Vertrags betreffenden Angelegenheiten. Dieſe Beſtimmung 
findet jedoch keine Anwendung auf Fragen, welche lediglich die Intereſſen eines 
einzelnen Vertragzsſtaats berühren, insbeſondere auf Verhandlungen wegen der 
Zulaſſung von Lotterien der im Artikel 5 bezeichneten Art und über Annahme 
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und Entlaſſung von Lotterieeinnehmern. Über derartige Fragen iſt von der be— 
teiligten Landesregierung unmittelbar mit der zuſtändigen Königlich Preußiſchen 
Behörde zu verhandeln. 


Artikel 2. 
Die Regierungen der Heſſiſch-Thüringiſchen Staaten werden den Betrieb 
der Heſſiſch-Thüringiſchen Staatslotterie mit dem Ablaufe der im Frühjahr 1906 
zur Ausſpielung gelangenden 7. Lotterie einſtellen. 
5 Sie werden während der Dauer dieſes Vertrags weder den Betrieb dieſer 
Lotterie wieder aufnehmen, noch für Rechnung ihrer Staatskaſſen eine andere 
Lotterie errichten oder an einer ſolchen ſich beteiligen. 


5 Artikel 3. 

Die Regierungen der Heſſiſch⸗Thüringiſchen Staaten werden gegen das 
Spielen in von ihnen nicht zugelaſſenen Lotterien und gegen den Vertrieb von 
Loſen und Losabſchnitten ſolcher Lotterien geſetzliche Strafbeſtimmungen, welche 
mit denen des preußiſchen Geſetzes vom 29. Auguſt 1904 (Preußiſche Geſetz Samml. 
S. 255) im weſentlichen übereinſtimmen, erlaſſen ‚ſolche auch während der Dauer 
dieſes Vertrags ohne Zuſtimmung der Königlich Preußiſchen Regierung weder 
aufheben noch abändern. 


Artikel 4. 

Die Regierungen der Heſſiſch-Thüringiſchen Staaten räumen der Königlich 
Preußiſchen Regierung für die Dauer dieſes Vertrags das ausſchließliche Recht 
ein, innerhalb ihrer Staatsgebiete Loſe der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie 
zu vertreiben, überhaupt nach freiem Ermeſſen alle Anordnungen, welche die 
Königlich Preußiſche Regierung zum Betriebe dieſer Lotterie für erforderlich 
erachtet, in gleicher Weiſe, wie innerhalb des Preußiſchen Staatsgebiets zu treffen, 
insbeſondere auch Königlich Preußiſche Lotterieeinnehmer, vorbehaltlich der be— 
ſonderen Beſtimmungen dieſes Vertrags, nach freiem Ermeſſen anzuſtellen und 
zu entlaſſen und die Geſchäfte durch fie betreiben zu laſſen. 


Artikel 5. 


In den Gebieten der Heſſiſch-Thüringiſchen Staaten wird während der 
Dauer dieſes Vertrags der Vertrieb von Loſen und Losabſchnitten anderer Geld— 
oder ſolcher Lotterien, bei denen die Veranſtalter in Ausſicht ſtellen, an Stelle 
der Sachgewinne einen Geldbetrag zu gewähren, mögen ſolche Lotterien von 
einem deutſchen oder außerdeutſchen Staate, einem Kommunalverband oder einer 
anderen Korporation, Vereinigung oder Perſon veranſtaltet werden, ſowie das 
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Spielen in ſolchen Lotterien nur im Einvernehmen mit der Königlich Preußiſchen 
Regierung geſtattet werden. 

Ausgenommen von dieſer Beſchränkung ſind Lotterien, die von einem 
Kommunalverband oder einer anderen Korporation, Vereinigung oder Perſon für 
vorübergehende Zwecke, welche in einem Staate zu erfüllen ſind, veranſtaltet 
werden, wenn 

a) die Spielkapitalien dieſer Lotterien insgeſamt jährlich 1 Mark auf den 

Kopf der Bevölkerung des betreffenden Staates nicht überſteigen, ferner 
b) der Verkaufspreis der Loſe nicht mehr als 2 Mark einſchließlich des 
Reichsſtempels beträgt, und f 

e) Ankündigung, Ausgabe und Vertrieb der Loſe ſowie die Ziehung nicht 
während der Zeit des Vertriebs der Loſe zur erſten Klaſſe einer Königlich 
Preußiſchen Klaſſenlotterie ſtattfindet. 

Jeder Regierung ſoll es freiſtehen, zu wohltätigen, gemeinnützigen oder 
Kunſtzwecken ſowie bei Volksfeſten die Ausſpielung von Kunſt- und Induſtrie— 
erzeugniſſen, Waren oder anderen beweglichen Gegenſtänden außer barem Gelde 
zu geſtatten, wenn die Spielkapitalien dieſer Ausſpielungen insgeſamt jährlich 
50 Pfennig auf den Kopf der Bevölkerung und für die einzelne Lotterie den 
Betrag von 100 000 Mark nicht überſteigen, auch der Preis des einzelnen Loſes 
nicht mehr als 2 Mark, einſchließlich des Reichsſtempels, beträgt. 

Geldlotterien und Ausſpielungen unterliegen den Beſchränkungen dieſes 
Artikels nicht, wenn das Spielkapital 1000 Mark nicht überſteigt. 

Die bei Abſchluß dieſes Vertrags bereits genehmigten oder zugelaſſenen 
Privatlotterien und Ausſpielungen ſowie die Darmſtädter Schloßfreiheitslotterie 
und die Lotterie des Rennvereins für Mitteldeutſchland zu Gotha ſind, letztere, 
ſoweit ſie in dem bis zum 15. März 1902 gewonnenen Umfang abgeſpielt wird, 
den Beſchränkungen in Abſ. 1 und Abf. 2a und b ſowie in Abſ. 3 dieſes Artikels 
nicht unterworfen und werden bei Feſtſtellung der Spielkapitalien nach Abſ. 2a 
und Abſ. 3 nicht angerechnet. 

Die Prämiierung von Spareinlagen bei ſtaatlichen Anſtalten fällt nicht 
unter die Beſchränkungen dieſes Artikels. 


Artikel 6. 


Wegen des Betriebs der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie und wegen 
des hieraus fließenden Einkommens bleibt der Preußiſche Staat in den Gebieten 
der Heſſiſch-Thüringiſchen Staaten von allen Steuern und Abgaben, für weſſen 
Rechnung ſie auch immer erhoben werden, völlig frei. 

Auch darf den Einnehmern der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie wegen 
des Vertriebs von Loſen keinerlei beſondere Steuer oder Abgabe von dem Staate 
oder einem Kommunal- oder ſonſtigen Verband auferlegt werden. 
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Artikel 7. 


Die Königlich Preußiſche General-Lotterie- Direktion wird für die Gebiete 
der Heſſiſch⸗Thüringiſchen Staaten diejenigen ihr von der betreffenden Landes— 
regierung bezeichneten bisherigen Kollekteure der Heſſiſch-Thüringiſchen Staats⸗ 
lotterie, welche — abgeſehen von Übertretungen landesrechtlicher Lotterieſtrafgeſetze — 
unbeſcholten ſind, die vorgeſchriebene Sicherheit ſtellen und ſich verpflichten, für 
die nächſten zwei Lotterien wenigſtens 100 Loſe der Königlich Preußischen Klafien- 
Iotterie abzuſetzen, als Königlich Preußiſche Lotterieeinnehmer übernehmen und als 
ſolche inſolange belaſſen, als ihre Geſchäftsführung den für die Königlich 
Preußiſchen Lotterieeinnehmer maßgebenden Beſtimmungen entſpricht und ſie 
mindeſtens 50 Loſe jeder Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie abſetzen oder feſt 
übernehmen. 

Auch diejenigen Kollekteure, welche ſich nicht verpflichten, wenigſtens 
100 Loſe abzuſetzen, wird die Königlich Preußiſche General-Lotterie⸗Direktion bei 
Übertragung von Einnehmerftellen in den Heſſiſch-Thüringiſchen Staaten tunlichſt 
berückſichtigen. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird Vorſorge treffen, daß den bis⸗ 
herigen Kollekteuren der Heſſiſch⸗Thüringiſchen Staatslotterie, die als Königlich 
Preußiſche Lotterieeinnehmer übernommen werden, auf ihren Wunſch, ſoweit Loſe 
hierzu verfügbar ſind und ſie dieſe feſt zu übernehmen ſich verpflichten, diejenige 
Anzahl von Loſen zugewieſen wird, die hinſichtlich der Höhe des Lospreiſes der von 
ihnen in der 6. Heſſiſch⸗Thüringiſchen Staatslotterie abgeſetzten Loſezahl entſpricht. 

Im übrigen bleibt der Königlich Preußiſchen Regierung die Zuteilung der 
Loſe an die in einem der Heſſiſch-Thüringiſchen Staaten anſäſſigen Lotterie⸗ 
einnehmer, eine etwaige Vermehrung der Loſe ſowie jede andere, die Einrichtung, 
die Verwaltung und den Betrieb der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie ber 
treffende Anordnung ausſchließlich überlaſſen. 


Artikel 8. 


Bei der Beſetzung von Lotterieeinnehmerſtellen wird die Königlich Preußiſche 
General-Lotterie- Direktion bei gleicher Gewähr für guten Loſeabſatz und ordnungs⸗ 
mäßige Geſchäftsführung ſowie bei Leiſtung der vorgeſchriebenen Sicherheit Be⸗ 
werbern, die dem betreffenden Staate angehören, den Vorzug geben. 

Sollten von der Landesregierung hinſichtlich der Beſtellung oder Entlaſſung 
eines Lotterieeinnehmers im einzelnen Falle beſondere Wünſche geäußert werden, 
jo wird dieſen von der Königlich Preußiſchen General-Lotterie-Direktion ent: 
ſprochen werden, falls nicht beſondere, der betreffenden Landesregierung mitzu⸗ 
teilende Bedenken entgegenſtehen. 

Die Königlich Preußiſche General-Lotterie-Direktion oder ihr Vertreter 
wird regelmäßig von der beabſichtigten Annahme oder Entlaſſung eines Lotterie⸗ 
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einnehmers der Landesregierung, in deren Gebiete der Einnehmer angeſtellt werden 
ſoll oder ſeine geſchäftliche Niederlaſſung hat, zur Erhebung etwaiger Erinnerungen 
Kenntnis geben. 


Artikel 9. 

Als Gegenleiſtung gegen die von den Regierungen der Heſſiſch-Thüringiſchen 
Staaten übernommenen Verpflichtungen zahlt die Königlich Preußiſche Regierung 
an die Großherzoglich Heſſiſche Hauptſtaatskaſſe in zwei gleichen am 2. Januar 
und 1. Juli jedes Jahres der Vertragsdauer fälligen Raten eine jährliche Rente, 
die erſte Rate am 1. Juli 1906. 

Die Rente beträgt für die erſten fünf Jahre der Vertragsdauer jährlich 
1630 000 Mark, in Worten Eine Million Sechshundertunddreißig Tauſend Mark, 
in den ſpäteren Jahren aber /n, in Worten Einhundertdreiundſechzig Elf 
hundertdreizehntel, des in dem Rechnungsjahr, in dem die betreffende Rente nach 
Abſ. 4 dieſes Artikels zur Verrechnung gelangt, einſchließlich dieſer Rente ver- 
bliebenen rechnungsmäßigen Überſchuſſes der Lotterieverwaltung, aber nicht mehr 
als 1630 000 Mark. 

Sollte jedoch in einem Rechnungsjahre die Rente, auf den Kopf der 
Bevölkerung der Heſſiſch-Thüringiſchen Staaten berechnet, weniger betragen, als 
der der preußiſchen Staatskaſſe verbleibende Überfhuß der Lotterieverwaltung auf 
den Kopf der preußiſchen Bevölkerung, ſo erhöht ſich die Rente für dieſes 
Rechnungsjahr dergeſtalt, daß fie, auf den Kopf der Bevölkerung der Heſſiſch— 
Thüringiſchen Staaten berechnet, eine gleich hohe Einnahme darſtellt, wie der 
der preußiſchen Staatskaſſe nach Abzug der erhöhten Rente verbleibende Überſchuß 
auf den Kopf der preußiſchen Bevölkerung. Hierbei ſind die bei der jeweils 
letzten Volkszählung ermittelten Ziffern der ortsanweſenden Bevölkerung zu 
Grunde zu legen. 

Der Berechnung der Rente nach Abſ. 2 und 3 wird das vom 1. April 
bis zum 31. März laufende Rechnungsjahr der preußiſchen Staatskaſſe zu Grunde 
gelegt. Die am 2. Januar jedes Jahres fällige Rate der Rente gilt jedoch für 
die Berechnung der Rente nach Abſ. 2 und 3 als erſte, die am 1. Juli des⸗ 
ſelben Jahres fällige als zweite Rate der Rente für das am 1. April dieſes 
Jahres beginnende Rechnungsjahr. Die Anſprüche der Heſſiſch-Thüringiſchen 
Staaten auf die Auszahlung der Rente ſowie die Verrechnung der letzteren in 
dieſen Staaten werden hierdurch nicht berührt. f 

Die Rentenzahlungen erfolgen, ſolange die betreffende Jahresrechnung der 
preußiſchen Staatskaſſe nicht feſtgeſtellt iſt, nach dem Jahresbetrage von 
1630 000 Mark. Ergibt ſich bei der demnächſtigen Feſtſtellung der Jahres 
rechnung, daß den Heſſiſch-Thüringiſchen Staaten für ein Rechnungsjahr nach 
den vorſtehenden Beſtimmungen ein geringerer oder ein höherer als der gezahlte 
Betrag von 1 630 000 Mark zuſtand, fo wird der zuviel gezahlte Betrag je 
zur Hälfte von den beiden zunächſt fällig werdenden Raten gekürzt, ein zuwenig 
gezahlter der zunächſt fälligen Rate hinzugeſetzt. Br 
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Die Verteilung der Nente unter die an ihr beteiligten Staaten bleibt den 
Heſſiſch⸗-Thüringiſchen Staaten ausſchließlich überlaſſen. 


Artikel 10. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird bis auf weiteres in Darmſtadt 
eine Geſchäftsſtelle der Königlich Preußiſchen General-Lotterie-Direktion errichten. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird die Beamten der Heſſiſch⸗ 
Thüringiſchen Staatslotterie in ihren Dienſt nehmen, inſoweit ſie hierzu geeignet 
ſind und ſich zur Deckung des durch die Ausführung dieſes Vertrags bedingten 
Mehrbedarfs an Beamten der Preußiſchen Lotterieverwaltung innerhalb der erſten 
2 Jahre nach Inkrafttreten dieſes Vertrags eine Möglichkeit zu ihrer Verwen— 
dung ergibt. 

Artikel 11. 

Von der Geſchäftsordnung für die Lotterieeinnehmer, von Anderungen der 
Geſchäftsordnung, von dem jedesmaligen Spielplan und von Anordnungen 
allgemeiner Art wird die Königlich Preußiſche General-Lotterie-Direktion der 
Großherzoglich Heſſiſchen Regierung durch Überſenden der betreffenden Druckſachen 
oder Schriftſtücke Mitteilung machen. 


Artikel 12. 

Der gegenwärtige Vertrag wird auf die Dauer von zehn Jahren, von 
dem Tage ſeines Inkrafttretens an, abgeſchloſſen. Er gilt jedesmal als für einen 
Zeitraum von fünf Jahren verlängert, wenn er nicht mindeſtens zwei Jahre 
vor Ablauf ſeiner Geltungsdauer von der Königlich Preußiſchen Regierung oder 
von der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung im Namen der Heſſiſch-Thüringiſchen 
Staaten gekündigt wird. 

Von dem im vorſtehenden Abſatze vorgeſehenen Kündigungsrechte werden 
die vertragſchließenden Teile aber nur dann Gebrauch machen, wenn ſie auf den 
Betrieb oder die Zulaſſung eines Lotterieunternehmens als ſtändige Einnahme: 
quelle für die Befriedigung allgemeiner laufender Staatsbedürfniſſe dauernd 
verzichten. 

Artikel 13. 

Dieſer Vertrag tritt am 1. Juni 1906 in Kraft. Die Königlich Preußiſche 
Regierung iſt aber berechtigt, die hierzu nötigen Anordnungen nach Maßgabe 
dieſes Vertrags ſchon vor ſeinem Inkrafttreten zu treffen. 


Artikel 14. 
Der gegenwärtige Vertrag ſoll nach Verabſchiedung der nach Artikel 3 zu 
erlaſſenden Strafgeſetze ohne Verzug der landesherrlichen Genehmigung in den 
einzelnen Staaten unterbreitet werden. 
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Die Ratifikationsurkunden follen bei der Großherzoglich Sächſiſchen Re— 
gierung hinterlegt werden. Über die Hinterlegung ſoll ein Protokoll aufgenommen 
und von dieſem ſoll beglaubigte Abſchrift den Vertragsſtaaten mitgeteilt werden. 


Zu Urkund deſſen haben die Kommiſſare dieſen Vertrag unterzeichnet und 
mit ihren Siegeln verſehen. 

Geſchehen in Eiſenach den 17. Juni 1905 in einer einzigen Ausfertigung, 
die im Archive der Großherzoglich Sächſiſchen Regierung hinterlegt bleiben ſoll, 
und wovon beglaubigte Abſchriften durch dieſe den Vertragsſtaaten übergeben 
werden ſollen. 

(Siegel) Georg Strutz. 
(Siegel.) Carl Halle. 

(Siegel.) Georg Plehn. 
(Siegel) Ludwig Ewald. 
(Siegel) Ferdinand Rohde. 
(Siegel) Johannes Hunnius. 
(Siegel) Rudolf v. Ziller. 
(Siegel)) Kurt Stöhr. 

Siegel) Theodor Hierling. 
(Siegel) Ernſt Laue. 

(Siegel) Theodor Bauer. 
(Siegel.) Otto Körbitz. 

(Siegel) Alfred Cammann. 
Siegel) Gotthard v. Campe. 
(Siegel) Eduard Puſtkuchen. 


Schlußprotokoll 


zum 


Staatsvertrage vom 17. Juni 1905. 


Die unterzeichneten Kommiſſare waren heute zuſammengetreten, um zum Ab⸗ 
ſchluß und zur Vollziehung des wegen Regelung der Lotterieverhältniſſe zwiſchen 
dem Königreiche Preußen einerſeits und den Großherzogtümern Heſſen und 
Sachſen, den Herzogtümern Sachſen-Meiningen, Sachſen-Altenburg, Sachſen- 
Coburg-Gotha und Anhalt ſowie den Fürſtentümern Schwarzburg⸗Sondershauſen, 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Reuß älterer Linie, Schaumburg-Lippe und Lippe 
andererſeits vereinbarten Staatsvertrags zu ſchreiten. 
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Hierbei find in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende, mit den 
Vereinbarungen des Vertrags ſelbſt gleich verbindliche Erklärungen aufgenommen 
worden: 

I. 


Alle Beſtimmungen des Vertrags gelten nicht nur für die der eitige 
Königlich Preußiſche Klaſſenlotterie, ſondern auch für alle während der en 
des Verlags von der Königlich Preußiſchen Regierung etwa zum Erſatz oder 
infolge gänzlicher oder teilweiſer Umgeftaltung der Königlich Preußiſchen Klaſſen⸗ 
lotterie für Rechnung ihrer Staatskaſſe noch veranſtalteten Geldlotterien. 


II. 
Zu Artikel 2 Abſ. 2. 

Dieſe Beſtimmung findet nicht nur auf die nach Art der gegenwärtigen 
Staatslotterien als dauernde Einrichtung veranſtalteten „ ſondern auch auf ein⸗ 
malige Lotterien Anwendung. 

III. 
Zu Artikel 5 Abſ. 2. 

Die Regierungen der Heſſiſch⸗Thüringiſchen Staaten werden ohne Ein⸗ 
vernehmen mit der Königlich Preußiſchen Regierung, abgeſehen von beſonderen 
Ausnahmefällen, nur ſolche Lotterien genehmigen oder zulaſſen, welche zur 
Förderung wohltätiger, gemeinnütziger oder für die Kunſt oder Kunſtgeſchichte 
oder für die Geſchichte bedeutſamer Unternehmungen von hervorragendem all⸗ 
gemeinen Intereſſe dienen. 

IV. 


Zu Artikel 5 Abſ. 2a. 
Iſt eine Lotterie für das Gebiet mehrerer Staaten zugelaſſen, ſo wird bei 


der Berechnung der Spielkapitalien nur derjenige Betrag zu Grunde gelegt, 
welcher der Anzahl der zugelaſſenen Loſe entſpricht. 
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Zu Artikel 5 Abſ. 1b bis 5. 

1. Unter die Beſchränkung auf „vorübergehende Zwecke“ im Sinne des 
Artikels 5 Abſ. 2 fallen nicht Veranſtaltungen zur Förderung lokaler landwirt— 
ſchaftlicher Zwecke. 

2. Wird der im Artikel 5 Abſ. 2a vorbehaltene Betrag von 1 Mark auf 
den Kopf der Bevölkerung in einem Staate in einem Jahre nicht vollſtändig 
in Anſpruch genommen, ſo erhöht ſich der vorbehaltene Betrag für das nächſte 
Jahr um den nicht in Anſpruch genommenen Betrag. Eine Übertragung auf 
ein ſpäteres Jahr findet nicht ſtaaet. 

3. Die Regierungen der Heſſiſch-Thüringiſchen Staaten werden der König⸗ 
lich Preußiſchen Regierung von der Genehmigung jeder einzelnen Gelegenheits— 
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Lotterie mit Ausnahme der im Artikel 5 Abſ. 4 gedachten Geldlotterien und Aus- 
ſpielungen, dem Namen und der Firma ihres eneralunternehmers und ihrem 
Spielplane Mitteilung machen. . 

4. Sie werden auf tunlichſte Einſchränkung aller Gelegenheitslotterien Be⸗ 
dacht nehmen. a 

Insbeſondere wird auch die Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſche Ne 
gierung beſtrebt ſein, ſobald wie möglich die Einſtellung der Lotterie des Renn⸗ 
vereins für Mitteldeutſchland in Gotha herbeizuführen. 


VI. 
Zu Artikel 6 Abſ. 2. 

1. Unter „beſonderen Steuern und Abgaben“ im Sinne des Artikels 6 
Abſ. 2 find nur ſolche Steuern und Abgaben zu verſtehen, welche darauf ab— 
zielen, das Einkommen der Lotterieeinnehmer, welches fie als ſolche beziehen, in 
weitergehendem Maße ſteuerlich zu belaſten, als es nach den allgemein geltenden 
Steuergeſetzen belaftet werden würde. 5 

2. Die Königlich Preußiſchen Lotterieeinnehmer ſind nicht Staatsbeamte. 
Sollte wider Erwarten die Königlich Preußiſche Regierung während der Dauer 
dieſes Vertrags ihnen die Eigenſchaft von Staatsbeamten beilegen, ſo wird ſie 
den Staaten, in denen die Einnehmer ihren Wohnſitz haben, denjenigen Ausfall 
an direkten Staatsſteuern erſtatten, der dieſen Staaten alsdann hieraus infolge 
der Vorſchrift im § 4 des Reichsgeſetzes wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung 
vom 13. Mai 1870 (Bundesgeſetzblatt S. 119) entſtehen würde. 


VII. 
Zu Artikel 7 Abſ. 3. 


Für die Zuweiſung von Loſen der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie 
an bisherige Kollekteure der Heſſiſch⸗Thüringiſchen Staatslotterie kommen ſolche 
Loſe nicht in Betracht, die im Gebiete des Königreichs Preußen, der Großherzog: 
tümer Mecklenburg⸗Schwerin und Mecklenburg⸗Strelitz oder der freien und Hanſe⸗ 
ſtadt Lübeck abgeſetzt worden ſein ſollten. 


VIII. 
Zu Artikel 8 Abſ. 3. 


In dringenden Fällen kann die Annahme oder Entlaſſung eines Lotterie⸗ 
einnehmers auch ohne vorgängige Mitteilung an die Landesregierung erfolgen. 


IX. 
Zu Artikel 7 und 10 Abſ. 2. N 
Durch dieſe Beſtimmungen werden Rechtsanſprüche der bisherigen Kollekteure 
und Beamten der Heſſiſch⸗-Thüringiſchen Staatslotterie nicht begründet. 
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X. 
Zu Artikel 8 und 13. 

Die Landesregierungen der Heſſiſch-Thüringiſchen Staaten werden ſchon 
vor der Ratifikation dieſes Vertrags ſo rechtzeitig, daß die Beſtellung der König— 
lich Preußiſchen Lotterieeinnehmer vor Beginn des Loſevertriebs für die J. Klaſſe 
der 215. Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie erfolgen kann, der Königlich 
Preußiſchen General-Lotterie-Direktion diejenigen in ihren Staatsgebieten wohn— 
haften bisherigen Kollekteure der Heſſiſch-Thüringiſchen Staatslotterie, deren 
Übernahme als Königlich Preußiſche Lotterieeinnehmer gemäß Artikel 7 Abſ. 1 
und 2 ſie wünſchen, und die den dort geſtellten Bedingungen entſprechen, unter 
Mitteilung der Nachweiſe über die Erfüllung dieſer Bedingungen und über die 
gewünſchte Loſezahl namhaft machen. 


XI. 
Die Ziehungsrequiſiten der Heſſiſch-Thüringiſchen Staatslotterie werden, 
inſoweit ſie für die Königlich Preußiſche Lotterieverwaltung verwendbar ſind, von 
dieſer zu den Anſchaffungskoſten übernommen. 


XII. 

Die Königlich Preußiſche General-Lotterie-Direktion wird darauf Bedacht 
nehmen, diejenigen Geſchäfte wie Druckereien und Papiergeſchäfte, welche bisher 
für die Direktion oder die Kollekteure der Heſſiſch⸗-Thüringiſchen Staatslotterie 
geliefert haben, auch für die Zukunft mit Aufträgen zu bedenken. 

Zu Urkund deſſen haben die Kommiſſare dieſes Protokoll unterzeichnet. 

Geſchehen in Eiſenach den 17. Juni 1905 in einer einzigen Ausfertigung, 
die im Archive der Großherzoglich Sächſiſchen Regierung hinterlegt bleiben fol, 
und wovon beglaubigte Abjchriften durch dieſe den Vertragsſtaaten übergeben 
werden ſollen. 

Georg Strutz. 

Karl Halle. 

Georg Plehn. 
Ludwig Ewald. 
Ferdinand Rohde. 
Johannes Hunnius. 
Rudolf v. Ziller. 
Kurt Stöhr. 
Theodor Hierling. 
Ernſt Laue. 
Theodor Bauer. 
Otto Körbitz. 

Alfred Cammann. 
Gotthard v. Campe. 
Eduard Puſtkuchen. 
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(Fr. 10705.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Oldenburg zur Regelung der Lotterie 
verhältniſſe. Vom 9. Dezember 1905. 


Nachdem Seine Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit 
der Großherzog von Oldenburg übereingekommen ſind, einen Vertrag zum Zwecke 
der Regelung der Lotterieverhältniſſe zu ſchließen, haben die zu dieſem Behufe. 
beſtellten Kommiſſare, nämlich 


für Preußen: 
der Geheime Oberfinanzrat Dr. Georg Strutz und der Legationsrat 
Paul Eckardt, 
für Oldenburg: 
der Oberfinanzrat Johann Meyer 


unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung nachſtehenden Staats— 
vertrag abgeſchloſſen. 
Artikel 1. 

Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung räumt der Königlich Preußiſchen 
Regierung für die Dauer dieſes Vertrags das ausſchließliche Recht ein, innerhalb 
des Gebiets des Großherzogtums Oldenburg Loſe der Königlich Preußiſchen 
Klaſſenlotterie zu vertreiben, überhaupt nach freiem Ermeſſen alle Anordnungen, 
welche die Königlich Preußiſche Regierung zum Betriebe dieſer Lotterie für erforderlich 
erachtet, in gleicher Weiſe, wie innerhalb des Preußiſchen Staatsgebiets zu 
treffen, insbeſondere auch Königlich Preußiſche Lotterieeinnehmer anzuſtellen und 
die Geſchäfte durch dieſe betreiben zu laſſen. N 


Artikel 2. 

Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung verpflichtet ſich, während der 
Dauer dieſes Vertrags für Rechnung ihrer Staatskaſſe weder eine eigene Lotterie 
einzurichten, noch an einer ſolchen ſich zu beteiligen. Den Vertrieb von Loſen 
oder Losabſchnitten anderer Geldlotterien oder ſolcher Lotterien, bei denen ſich die 
Veranſtalter verpflichten, an Stelle der Sachgewinne einen Geldbetrag zu ge— 
währen, mögen ſolche Lotterien von einem deutſchen oder außerdeutſchen Staate, 
einem Kommunalverband oder einer anderen Korporation, Vereinigung oder 
Perſon veranſtaltet werden, wird ſie innerhalb ihres Staatsgebiets nur im Ein⸗ 
verſtändniſſe mit der Königlich Preußiſchen Regierung geſtatten. 

Ausgenommen von dieſer Beſchränkung ſind Lotterien für Zwecke der 
Krankenpflege und für Zwecke der Wiederherſtellung hiſtoriſcher Baudenkmäler 
innerhalb des Großherzogtums Oldenburg, ſofern deren Spielkapitalien insgeſamt 
75 000 Mark — in Worten Fünfundſiebzigtauſend Mark — innerhalb eines 
Jahres nicht überſteigen. 

Geſeh-Samml. 1906. (Nr. 1070510700. 28 
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Lotterien der im Abſ. 1 bezeichneten Art, welche für das Preußiſche Staats— 
gebiet oder einen Teil desſelben von der Königlich Preußiſchen Regierung zu— 
gelaſſen ſind, wird die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung auf Wunſch der 
Königlich Preußiſchen in gleicher Weiſe auch innerhalb ihres Gebiets zulaſſen. 


Artikel 3. 

Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung wird gegen das Spielen in 
von ihr nicht zugelaſſenen Lotterien und gegen den Vertrieb von Loſen und Los— 
abſchnitten ſolcher Lotterien geſetzliche Strafbeſtimmungen, welche mit denen des 
preußiſchen Geſetzes vom 29. Auguſt 1904 (Preußiſche Geſetz-Samml. S. 255) 
im weſentlichen übereinſtimmen, mit Geltung ſpäteſtens vom 1. Juni 1906 an 
erlaſſen und dieſe Strafbeſtimmungen während der Dauer dieſes Vertrags ohne 
Zuſtimmung der Königlich Preußiſchen Regierung weder aufheben noch abändern. 


Artikel 4. 

Wegen des Betriebs der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie und wegen 
des hieraus fließenden Einkommens bleibt der Preußiſche Staat im Gebiete des 
Großherzogtums Oldenburg von allen Steuern und Abgaben für weſſen Rechnung 
ſolche auch immer erhoben werden, völlig frei. 

Auch darf den Einnehmern der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie wegen 
des Vertriebs von Loſen keinerlei beſondere Steuer oder Abgabe von der Groß⸗ 
herzoglich Oldenburgiſchen Regierung oder einem Kommunal- oder ſonſtigen Verband 
auferlegt werden. 

— Artikel 5. 

Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung wird der Königlich Preußiſchen 
General⸗Lotterie⸗Direktion und dem Vorgeſetzten derſelben bei der Auswahl 
geeigneter Perſönlichkeiten für die Stellen der Königlich Preußiſchen Lotterie: 
einnehmer nach Möglichkeit behilflich ſein und die ihr unterſtellten Behörden und 
Beamten anhalten, allen geſetzlich begründeten Erſuchen der Königlich Preußiſchen 
General⸗Lotterie-Direktion, ihres Vorgeſetzten und ihrer Organe ungeſäumt zu 
entſprechen. 

Die Königlich Preußiſche General-Lotterie-Direktion wird bei der Annahme 
von Lotterieeinnehmern innerhalb des Gebiets des Großherzogtums Oldenburg 
tunlichſt die dort beſtellten Kollekteure der Heſſiſch⸗Thüringiſchen Staatslotterie 
berückſichtigen und im übrigen bei gleicher Gewähr für guten Losabſatz und 
ordnungsmäßige Geſchäftsführung ſowie bei Leiſtung der vorgeſchriebenen Sicherheit 
Bewerbern, die dem Großherzogtum Oldenburg angehören „den Vorzug geben. 

Sollten von der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung hinſichtlich der 
Beſtellung oder Entlaſſung eines Lotterieeinnehmers im einzelnen Falle beſondere 
Wünſche geäußert werden, ſo wird dieſen von der Königlich Preußiſchen General— 
Lotterie⸗Direktion entſprochen werden, falls nicht beſondere, der Großherzoglich 
Oldenburgiſchen Regierung mitzuteilende Bedenken entgegenſtehen. 
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Die Königlich Preußiſche General-Lotterie- Direktion oder ihr Vertreter wird 
regelmäßig vor der Annahme eines Lotterieeinnehmers innerhalb des Groß- 
herzogtums Oldenburg das Gutachten der von der Großherzoglich Oldenburgiſchen 
Regierung zu bezeichnenden Behörde einholen, letzterer auch von jeder Annahme 
oder Entlaſſung eines ſolchen Einnehmers Kenntnis geben. 


Artikel 6. 

Als Gegenleiſtung gegen die nach Artikel 1 bis 4 von der Großherzoglich 
Oldenburgiſchen Regierung übernommenen Verpflichtungen zahlt die Königlich 
Preußiſche Regierung an die Großherzoglich Oldenburgiſche Zentralkaſſe in zwei 
gleichen, am 2. Januar und 1. Juli jedes Jahres fälligen Raten eine jährliche 
Rente nach Maßgabe der Beſtimmungen im Abſ. 2 bis 4 dieſes Artikels, die 
erſte Rate am 1. Juli 1906. f 

Die Rente beträgt in den erſten zwei Jahren der Vertragsdauer jährlich 
100 000 Mark in Worten „Einhunderttauſend Mark“. Ergibt ſich aber dem⸗ 
nächſt, daß die für die nächſten zwei Jahre gemäß Abf. 3 dieſes Artikels zu ge 
währende Rente 100 000 Mark überfteigt, fo wird die Rente für die erſten zwei 
Jahre nachträglich auf den für das dritte und vierte Jahr zu gewährenden 
Jahresbetrag erhöht. Die hiernach nachzuzahlende Summe wird innerhalb des 
dritten und vierten Jahres der Vertragsdauer in gleichen jährlichen Raten gleich— 
zeitig mit den nach Abſ. 3 für dieſe Jahre zu zahlenden Raten abgeführt. 

Für das dritte und vierte Jahr der Vertragsdauer wird die Rente im vor⸗ 
aus in folgender Weiſe feſtgeſtellt: es wird ermittelt, wieviel Loſe im Durchſchnitte 
ſämtlicher Klaſſen aller in den beiden vorangegangenen Jahren der Vertrags— 
dauer abgeſpielten Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterien von den innerhalb des 
Großherzogtums Oldenburg beſtellten Lotterieeinnehmern abgeſetzt find; der 
Einheitsſatz von 40 Mark, in Worten „Vierzig Mark“, vervielfältigt mit dieſer 
Loſezahl, mindeſtens jedoch der Betrag von 100 000 Mark, in Worten „Ein⸗ 
hunderttauſend Mark“, bildet die Jahresrente für jedes der beiden folgenden Jahre. 

Falls während der Dauer dieſes Vertrags der ſich zur Zeit auf 161°; Mark 
belaufende, als Spielkapital dienende reine Einſatzpreis eines Loſes, das iſt der 
Geſamtpreis abzüglich Reichsſtempelabgabe und Schreibgebühr des Einnehmers, 
oder die Höhe der planmäßigen Gewinnabzüge des Staates, welche gegenwärtig 
14 vom Hundert betragen, geändert werden ſollte, ändert ſich in entſprechendem 
Verhältniſſe, jedoch unter Abrundung auf den nächſten in deutſcher Reichswährung 
darſtellbaren Betrag auch der der Rentenbemeſſung nach Abſ. 2 und 3 zu Grunde 
zu legende Einheitsſatz von 40 Mark. 


Artikel 7. 
In welchem Umfange die Königlich Preußiſche Regierung mit Rückſicht 
auf die Beſtimmungen dieſes Vertrags oder aus ſonſtigen Gründen die Loſe der 
Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie vermehren und welche Loſezahl 5 den inner⸗ 
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halb des Großherzogtums Oldenburg anzunehmenden Lotterieeinnehmern zum 
Vertriebe zuweiſen will, bleibt ihr ebenſo wie jede andere, die Einrichtung, die - 
Verwaltung und den Betrieb der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie betreffende 
Anordnung ausſchließlich überlaſſen. 

Die Königlich Preußiſche General-Lotterie-Direktion wird aber den im 
Großherzogtum Oldenburg beſtellten Lotterieeinnehmern, ſoweit Loſe hierzu ver— 
fügbar ſind, diejenige Zahl von Loſen überweiſen, die ſie ſich für alle Klaſſen 
zweier aufeinander folgenden Lotterien vor Feſtſtellung des Spielplans der erſten 
dieſer Lotterien feſt zu übernehmen verpflichten. 

Den in Preußen und ſonſtigen Abſatzgebieten der Königlich Preußiſchen 
Klaſſenlotterie beſtellten Lotterieeinnehmern werden keine günſtigeren Bedingungen 
der Anſtellung und des Vertriebs der Loſe und der Zahl der ihnen überwieſenen 
Loſe zugeſtanden werden, als den im Großherzogtum Oldenburg beſtellten. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird Vorſorge treffen, daß für die 
Bewohner des Großherzogtums Oldenburg genügende angemeſſene Gelegenheit 
geſchaffen wird, Loſe der Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie von den im Groß— 
herzogtume beſtellten Lotterieeinnehmern zu beziehen. Etwaigen Wünſchen der 
Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung in bezug auf die Zahl und den Sitz 
der Lotterieeinnehmer wird die Königlich Preußiſche Regierung tunlichſt Rech— 
nung tragen. 

Artikel 8. 

Der gegenwärtige Vertrag wird vorbehaltlich der Beſtimmungen in den 
Artikeln 9 und 10 auf die Zeitdauer vom 1. Juli 1906 bis zum 30. Juni 1910 
abgeſchloſſen, ſo daß die letzte Rentenzahlung am 2. Januar 1910 zu erfolgen 
hat. Der Vertrag gilt jedesmal als für einen Zeitraum von fünf Jahren ver- 
längert, wenn er nicht mindeſtens ein Jahr vor Ablauf ſeiner Geltungsdauer 
von einem der hohen vertragſchließenden Teile gekündigt wird. 

Im Falle einer ſolchen Verlängerung des Vertrags treten -an die Stelle 
des Artikels 6 Abſ. 3 nachſtehende Beſtimmungen. 

„Die Rente wird unbeſchadet des nach Artikel 8 Abſ. 1 etwa früher ein— 
tretenden Ablaufs des Vertrags jedesmal für einen Zeitraum von drei Jahren 
im voraus, zuerſt alſo für die Zeit vom 1. Juli 1910 bis zum 30. Juni 1913, 
in folgender Weiſe feſtgeſtellt: es wird ermittelt, wieviel Loſe im Durchſchnitte 
ſämtlicher Klaſſen aller in den drei unmittelbar vorangegangenen Jahren der 
Vertragsdauer abgeſpielten Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterien von den inner— 
halb des Großherzogtums Oldenburg beſtellten Lotterieeinnehmern abgeſetzt find; 
der Einheitsſatz von 40 Mark, in Worten „(Vierzig Mark“, vervielfältigt mit 
dieſer Loſezahl, bildet den Jahresbetrag der Rente für die nächſten drei Jahre“. 

* 


Artikel 9. 
Die Königlich Preußiſche Regierung iſt berechtigt, Loſe für die 215. König⸗ 
lich Preußiſche Klaſſenlotterie im Gebiete des Großherzogtums Oldenburg ſchon 
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vor dem Inkrafttreten dieſes Vertrags, jedoch nicht vor Beendigung der Ziehung 
der letzten Klaſſe der 7. Heſſiſch-Thüringiſchen Staatslotterie zu vertreiben und 
die hierzu nötigen Anordnungen nach Maßgabe dieſes Vertrags ſchon vor deſſen 
Inkrafttreten zu treffen. 

Andererſeits iſt, falls dieſer Vertrag von einer Seite gekündigt und nicht 
durch einen anderen Vertrag erſetzt werden ſollte, die Großherzoglich Oldenburgiſche 
Regierung befugt, ſofern fie alsdann nach der Endſchaft des Vertragsverhältniſſes 
mit der Königlich Preußiſchen Regierung eine eigene Staatslotterie einzurichten 
oder eine andere Lotterie zuzulaſſen gewillt ſein ſollte, die hierzu nötigen Ver— 
anſtaltungen, einſchließlich des Loſevertriebs, ſchon von dem dem Vertragsablaufe 
vorangehenden 1. Juni ab zu treffen beziehungsweiſe zu geſtatten. 


Artikel 10. 

Dieſer Vertrag tritt nur in Kraft, ſofern der von der Königlich Preußiſchen 
Regierung mit den Regierungen der an der Heſſiſch-Thüringiſchen Staatslotterie 
beteiligten Staaten am 17. Juni 1905 in Eiſenach abgeſchloſſene Staatsvertrag 
zur Wirkſamkeit gelangt. : 

Artikel 11. 

Dieſer Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung vorgelegt 
werden; der Austauſch der Ratifikationsurkunden ſoll ſobald wie möglich in Berlin 
bewirkt werden. 


Deſſen zur Urkund haben die beiderſeitigen Kommiſſare den gegenwärtigen 
Vertrag unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 
So geſchehen zu Berlin den 9. Dezember 1905. 


(Siegel) Georg Strutz. (Siegel) Johann Meyer. 
(Siegel) Paul Eckardt. 


Schlußprotokoll 


zum 


Staatsvertrage vom 9. Dezember 1905. 


Die unterzeichneten Kommiſſare waren heute zuſammengetreten, um zum Ab⸗ 
ſchluß und zur Vollziehung des wegen Regelung der Lotterieverhältniſſe zwiſchen 
dem Königreiche Preußen und dem Großherzogtum Oldenburg vereinbarten 
Staatsvertrags zu ſchreiten. 


Hierbei find in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende, mit den 
Vereinbarungen des Vertrags ſelbſt gleich verbindliche Erklärungen aufgenommen 
worden: 

I. 

Alle Beſtimmungen des Vertrags gelten nicht nur für die derzeitige König⸗ 
lich Preußiſche Klaſſenlotterie, ſondern auch für alle während der Dauer des 
Vertrags von der Königlich Preußiſchen Regierung etwa für Rechnung ihrer 
Staatskaſſe noch veranſtalteten Geldlotterien. 


| II. 

Die Königlich Preußiſche Regierung ſchließt den Vertrag nur unter der 
Vorausſetzung der Zuſtimmung des Landtags der Königlich Preußiſchen Monarchie 
und die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung nur unter Vorbehalt des ver— 
faſſungsmäßigen Einverſtändniſſes des Landtags des Großherzogtums Oldenburg 
ab, ſoweit dasſelbe zu einzelnen Beſtimmungen des Vertrags erforderlich iſt. 


III. 
Zu Artikel 2 Abſ. 1. 

1, Die Beſtimmung im erſten Satze des Artikels 2 Abſ. 1 des Vertrags 
findet nicht nur auf die nach Art der gegenwärtigen Staatslotterien als dauernde 
Einrichtung veranſtalteten, ſondern auch auf einmalige Lotterien Anwendung. 

2. Die hohen vertragſchließenden Teile befinden ſich darüber im Einver— 
ſtändniſſe, daß die bei Abſchluß des Vertrags für das Gebiet des Großherzogtums 
Oldenburg bereits zugelaſſenen Privatgeldlotterien von der Beſtimmung im zweiten 
Satze des erſten Abſatzes des Artikels 2 des Vertrags nicht berührt werden, alſo 
in der bisherigen Weiſe zugelaſſen bleiben. 

3. Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung wird der Königlich Preu⸗ 
ßiſchen Regierung von der Genehmigung jeder einzelnen Geldlotterie, dem Namen 
und der Firma ihres Generalunternehmers und ihren Spielplänen Mitteilung 
machen. 

IV. 
Zu Artikel 3. 

Die Königlich Preußiſche Regierung behält ſich bis zur Ratifikation des 
Vertrags die Entſchließung darüber vor, ob ſie die von der Großherzoglich Olden— 
burgiſchen Regierung zu erlaſſende Lotterieſtrafgeſetzgebung als den Beſtimmungen 
des Artikels 3 entſprechend glaubt anſehen zu können. 


V. 
Zu Artikel 4 Abſ. 2. 


1. Unter „beſonderen Steuern und Abgaben“ im Sinne des Artikels 4 
Abſ. 2 find nur ſolche Steuern und Abgaben zu verſtehen, welche darauf ab- 


N 


zielen, das Einkommen der Lotterieeinnehmer, welches fie als ſolche beziehen, 
in weitergehendem Maße ſteuerlich zu belaſten, als es nach den allgemein gel- 
tenden Steuergeſetzen belaſtet werden würde. 

2. Die Königlich Preußiſchen Lotterieeinnehmer ſind nicht Staatsbeamte. 
Sollte wider Erwarten die Königlich Preußiſche Regierung während der Dauer 
dieſes Vertrags ihnen die Eigenſchaft von Staatsbeamten beilegen, ſo wird ſie 
der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung denjenigen Ausfall an direkten 
Staatsſteuern erſtatten, der Oldenburg alsdann hieraus infolge der Vorſchrift 
im 8 4 des Reichsgeſetzes wegen Beſeitigung der Doppelbeſteuerung vom 
13. Mai 1870 (Bundesgeſetzblatt S. 119) entſtehen würde. 


VI. 
Zu Artikel 5 Abſ. 4. 
In dringenden Fällen kann die Annahme oder Entlafjung eines Lotterie 
einnehmers auch ohne vorgängige Mitteilung an die nach Artikel 5 Abſ. 4 
bezeichnete Großherzoglich Oldenburgiſche Behörde erfolgen. 


VII. 
Zu Artikel 5 Abſ. 2 und Artikel 7 Abſ. 2 und 3. 
Durch dieſe Beſtimmungen werden Rechtsanſprüche der bisherigen Kollek— 
teure der Heſſiſch-Thüringiſchen Staatslotterie nicht begründet. 


VIII. 


Zu Artikel 5 und 9 Abſ. 1. 

Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung wird ſchon vor der Rati⸗ 
fikation dieſes Vertrags ſo rechtzeitig, daß die Beſtellung der Königlich 
Preußiſchen Lotterieeinnehmer vor Beginn des Loſevertriebs für die I. Klaſſe der 
215. Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie erfolgen kann, der Königlich Preußiſchen 
General⸗Lotterie-Direktion diejenigen in ihrem Staatsgebiete wohnhaften bis- 
herigen Kollekteure der Heſſiſch-Thüringiſchen Staatslotterie, deren Übernahme 
als Königlich Preußiſche Lotterieeinnehmer gemäß Artikel 5 Abſ. 2 fie wünſcht, 
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unter Mitteilung der gewünſchten Loſezahl namhaft machen. | 


IX. 


Zu Artikel 6 und Artikel 8 Abſ. 2. 8 

1. War der reine Einſatzpreis eines Loſes oder der Prozentſatz der plan⸗ 
mäßigen Gewinnabzüge des Staates nicht in allen für die Bemeſſung einer Rente 
nach Abſ. 3 oder der nachträglichen Rentenerhöhung nach Abſ. 2 des Artikels 6 
maßgebenden Lotterien der gleiche, ſo wird der ſich aus den Einſatzpreiſen und 
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Gewinnabzugsſätzen für dieſe ſämtlichen maßgebenden Lotterien ergebende durch— 
ſchnittliche Einſatzpreis und Gewinnabzug ermittelt und der der Rentenbemeſſung 
und Rentenerhöhung zu Grunde zu legende Einheitsſatz von 40 Mark in demſelben 
Verhältniſſe geändert, in welchem jener durchſchnittliche Einſatzpreis oder Gewinn— 
abzug von dem gegenwärtigen von 161% Mark beziehungsweiſe 14 vom Hundert 
abweicht. Haben ſowohl der Einſatzpreis als auch der Gewinnabzug Anderungen 
erfahren, ſo beſtimmt ſich die Anderung des Einheitsſatzes nach dem Verhältniſſe 
ſowohl des durchſchnittlichen Einſatzpreiſes als auch des durchſchnittlichen Ge— 
winnabzugs zu dem gegenwärtigen. Betrug alſo beiſpielsweiſe der reine Einſatz— 
preis bei 2 der maßgebenden 4 Lotterien wie gegenwärtig 161 Mark, bei 
den beiden andern aber 165 Mark und der Gewinnabzug bei je 2 dieſer 
Lotterien 14 und 13 vom Hundert, ſo bilden den Durchſchnitt des Einſatz— 
2x 1617; 2 165 


preiſes — — 163; Mark und den des Gewinnabzugs 


4 
2X 14 ＋ 2X 13 
4 


= 13½ vom Hundert, und der Einheitsſatz ſtellt ſich dem— 

163½ 13½ 
nach auf 40 X 161% * 14 
abgerundet auf 38,97 Mark. 

Während des Zeitraums, für welchen die Rente nach Artikel 6 Abſ. 3 
und 4 feſtgeſtellt iſt, tritt eine Anderung derſelben wegen Anderungen im Loſe— 
preis oder Gewinnabzug nicht ein. 

2. Solange die Berechnung der Rente nach Artikel 6 Abſ. 3 und 4 noch 
nicht fertiggeſtellt iſt, erfolgen die Rentenzahlungen nach dem bisherigen Jahres— 
betrage. Ergibt ſich bei der demnächſtigen Feſtſtellung, daß der Großherzoglich 
Oldenburgiſchen Regierung ein geringerer oder ein höherer als der gezahlte 
Betrag zuſtand, ſo wird der zuviel gezahlte Betrag je zur Hälfte von den beiden 
zunächſt fällig werdenden Raten gekürzt, ein zu wenig gezahlter der zunächſt 
fälligen Rate hinzugeſetzt. 

Diejenigen Raten der nach Abſ. 2 des Artikels 6 gegebenenfalls ein— 
tretenden Rentenerhöhung, welche an dem ſich nach Abſ. 2 a. a. O. ergebenden 
Fälligkeitstermine noch nicht abgeführt werden konnten, weil die Rentenerhöhung, 
noch nicht feſtgeſtellt war, werden an dem nächſten Fälligkeitstermin nach Feſt— 
ſtellung der Rentenerhöhung in einer Summe nachgezahlt. 

3. Der Vorgeſetzte der Königlich Preußiſchen General-Lotterie-Direktion 
wird dem Großherzoglich Oldenburgiſchen Staatsminiſterium, Departement der 
Finanzen, nach Abſpielung von je zwei Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterien, 
tunlichſt ſpäteſtens fünf Monate nach beendeter Ziehung der zweiten dieſer 
Lotterien, Mitteilung über den in ihnen von den in Oldenburg beſtellten Ein— 
nehmern erzielten, nach Artikel 6 Abſ. 3 für die nächſte Rentenbemeſſung maß— 
gebenden Loſeabſatz machen, auch der gedachten Behörde von dem Plane jeder 
Königlich Preußiſchen Klaſſenlotterie nach deſſen Feſtſtellung Kenntnis geben. 


= 38,969, alſo nach Artikel 6 Abſ. 4 am Ende 
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X. 
Zu Artikel 8. 

Die hohen vertragſchließenden Regierungen nehmen in erſter Linie eine 
Verlängerung des Vertrags, gegebenenfalls auf einer nach den gemachten Er— 
fahrungen modifizierten Grundlage in Ausſicht. a 

Die mit dem vereinbarten Entwurf übereinſtimmend befundenen zwei Aus: 
fertigungen des Vertrags ſind hierauf von den beiderſeitigen Kommiſſaren unter⸗ 
zeichnet und unterſiegelt worden, und es haben die Königlich Preußiſchen Kommiſſare 
und der Großherzoglich Oldenburgiſche Kommiſſar je eine Ausfertigung des 
Vertrags und des Schlußprotokolls entgegengenommen. 


So geſchehen zu Berlin, den 9. Dezember 1905. 


Georg Strutz. Johann Meyer. 
Paul Eckardt. 


(Nr. 10706.) Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation der zwiſchen Preußen und Reuß 
jüngerer Linie am 30. Mai 1905, zwiſchen Preußen und den an der 
Heſſiſch⸗-Thüringiſchen Staatslotterie beteiligten Staaten (nämlich Heſſen, 
Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach, Sachſen-Meiningen, Sachſen⸗Altenburg, Sachjen- 
Coburg⸗Gotha, Anhalt, Schwarzburg⸗Sondershauſen, Schwarzburg-Rudol⸗ 
ſtadt, Reuß älterer Linie, Schaumburg-Lippe und Lippe) am 17. Juni 1905 
und zwiſchen Preußen und Oldenburg am 9. Dezember 1905 zur Regelung 
der Lotterieverhältniſſe abgeſchloſſenen Staatsverträge und der dazu gehörigen 
Schlußprotokolle ſowie die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden zu den 
Verträgen vom 30. Mai und 9. Dezember 1905 und die Hinterlegung der 
Ratifikationsurkunden zum Vertrage vom 17. Juni 1905. Vom 21. April 1906. 


Di vorſtehend abgedruckten, zwiſchen Preußen und Reuß jüngerer Linie am 
30. Mai 1905, zwiſchen Preußen und den an der Heſſiſch-Thüringiſchen Staats⸗ 
lotterie beteiligten Staaten (nämlich Heſſen, Sachſen-Weimar-Eiſenach, Sachſen— 
Meiningen, Sachſen-Altenburg, Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, Anhalt, Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen, Schwarzburg-Rudolſtadt, Reuß älterer Linie, Schaumburg-Lippe 
und Lippe) am 17. Juni 1905 und zwiſchen Preußen und Oldenburg am 
9. Dezember 1905 zur Regelung der Lotterieverhältniſſe abgeſchloſſenen Staats- 
verträge find nebſt den dazu gehörigen Schlußprotokollen ratifiziert worden. Die 
Ratifikationsurkunden zu den Verträgen vom 30. Mai und 9. Dezember 1905 
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find in Berlin am 8. März und 21. April 1906 ausgewechſelt worden. Die 
Ratifikationsurkunden Preußens, wie aller anderen an dem Vertrage vom 
17. Juni 1905 beteiligten Staaten ſind bei der Großherzoglich Sächſiſchen 
Regierung hinterlegt worden; das Protokoll über die Hinterlegung iſt am 
12. April 1906 in Weimar aufgenommen worden. 


Berlin, den 21. April 1906. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
In Vertretung. 
von Tſchirſchky und Bögendorff. 
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